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B R E M I S C H E B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Beschlussprotokoll
14. Sitzung

25. 02. 04
Nr. 16/199 – 16/209

Nr. 16/199

Gesetz zur Änderung hochschulrechtlicher Vorschriften

Mitteilung des Senats vom 3. Februar 2004
(Drucksache 16/133)
1. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster Lesung.

Nr. 16/200

Bremische Verwaltung für Europa fit machen!

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 19. Februar 2004
(Drucksache 16/149)

Die Bürgerschaft (Landtag) bittet den Senat bis April 2004 um einen Bericht über den
Fortgang der Bemühungen, die Europafähigkeit der Verwaltung anhand der im No-
vember 2002 vorgestellten Maßnahmen (z. B. Angebot und Wahrnehmung europapo-
litischer Qualifizierungsmaßnahmen durch Bedienstete der bremischen Verwaltung,
Relevanz EU-bezogener Kompetenzen bei Personalrekrutierung und -entwicklung,
Ressortpräsenz und Hospitationen in der Brüsseler Vertretung, Abordnungen in die
Europäische Kommission etc.) zu verbessern.

Nr. 16/201

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 10
vom 3. Februar 2004

(Drucksache 16/135)

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt die Behandlung der Petitionen wie vom Aus-
schuss empfohlen.

Nr. 16/202

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 11
vom 17. Februar 2004

(Drucksache 16/148)

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt die Behandlung der Petitionen wie vom Aus-
schuss empfohlen.

Nr. 16/203

Die Bremer Landwirtschaft soll gentechnikfrei bleiben

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Februar 2004
(Drucksache 16/137)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.
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Nr. 16/204

Nachwahl für den Landesjugendhilfeausschuss

Mitteilung des Senats vom 10. Februar 2004
(Drucksache 16/139)

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt

Herrn Dr. Tobias  E r z m a n n

anstelle von Frau Anne Lustig zum stellvertretenden Mitglied des Landesjugendhilfe-
ausschusses.

Nr. 16/205

25. Jahresbericht des Landesbeauftragten für den Datenschutz
vom 21. März 2003

(Drucksache 15/1418)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem 25. Jahresbericht des Landesbeauftragten
für den Datenschutz Kenntnis.

Nr. 16/206

Stellungnahme des Senats zum 25. Jahresbericht des Landesbeauftragten für den
Datenschutz

Mitteilung des Senats vom 26. August 2003
(Drucksache 16/25)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Stellungnahme des Senats zum 25. Jah-
resbericht des Landesbeauftragten für den Datenschutz Kenntnis.

Nr. 16/207

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses zum 25. Jahresbericht des Landesbe-
auftragten für den Datenschutz vom 21. März 2003 (Drs. 15/1418) und zur Stellung-
nahme des Senats vom 26. August 2003 (Drs. 16/25)
vom 11. Februar 2004

(Drucksache 16/141)

Die Bürgerschaft (Landtag) tritt den Bemerkungen des Rechtsausschusses bei.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Rechtsausschusses Kenntnis.

Nr. 16/208

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ als ge-
samtdeutschen Strukturförderungsrahmen erhalten und fortentwickeln

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 12. Februar 2004
(Drucksache 16/142)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

1. sich dafür einzusetzen, dass die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ als regelgebundenes System und Koordinations-
rahmen einer gemeinsamen Regionalförderung von Bund und Ländern grund-
sätzlich erhalten bleibt;

2. sich dafür einzusetzen, dass die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung
der Förderung durch die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ in den alten und neuen Ländern gewährleistet bleibt.
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Nr. 16/209

Nachträgliche Sicherungsverwahrung bundesgesetzlich regeln!

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 24. Februar 2004
(Drucksache 16/153)

1. Der Senat wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine zügige gesetzliche
Regelung der nachträglichen Sicherungsverwahrung für besonders gefährliche
Gewalttäter und Sexualstraftäter einzusetzen.

2. Die Regelung sollte die Entscheidung einer Kammer des Landgerichtes nach
persönlicher Anhörung des Verurteilten und nach mündlicher Anhörung eines
unabhängigen Sachverständigen ebenso vorsehen wie eine regelmäßige ge-
richtliche Überprüfung der Entscheidung.
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